
Bundessozialgericht

6 RKa 33/64
I m N a m e n d e s V o l k e 3

In dem Rechtsstreit

Verkündet am

270 Januar 1965
Klägerin und Revisionsklägerin9

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 6„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 270 Januar 1965, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident' Profo Dr„ B o g s
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr° L a n g k e i t und

Bundesrichter Dr„ K a i s e r >
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichtcr Dr° L u k 0 w s y und

Bundéssozialrichter Dr° S e t t g a s t
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klä erin wird das Urteil des-—

Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom
160 Juli 1964 aufgehoben„

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wieseno

V o n R e c h t s w e g e n „
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Der am 14° April 1960 im Alter von 86 Jahren verstorbene

Ehemann der Klägerin war seit 1919 Kassenarzt gewesen„ Mit

Wirkung vom 10 Oktober 1954 hatte er zugunsten seiner

Tochter auf die Kassenzulassung verzichtet° Die von ihm

begehrte Einnahmegarantie (EG), die auf Grund der Bestim—

mungen der Beklagten vom 70 Dezember 1955 in Ergänzung zu

ihrem Honorarverteilungsmaßstab (HVM) vom 10 Januar 1956

an unter gewissen Voraussetzungen gezahlt werden konnte9

hatte die Beklagte mit Entscheidungen vom 60 Juni 1956 und
110 Juli 1956 {Widerspruchsbescheid) abgelehnt, weil der *

Ehemann der Klägerin im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der

völlig neu geschaffenen Einrichtung der EG nichtfmehr Kas—

senarzt gewesen sei„ Auf Klage hatte das Sozialgericht (SG)

tuttgart durch Urteil vom 260 November 1957 diese Be—

scheide aufgehoben° Das SG war der Ansicht, daß die Be—

klagte mit der Ablehnung dieses Antrags die Grenzen ihres

Ermessens überschritten habe, denn im gleichgelagerten

Fall des praktischen Arztes Dro Bx;:: habe sie die EG be—

willigt, obwohl dieser Arzt ebenfalls vor dem 10 Januar

1956 auf die Kassenzulassung verzichtet habe;.die Beklagte

müsse deshalb den vom Ehemann der Klägerin gestellten An—

trag unter Berücksichtigung der inzwischen ergangenen EG—

Richtlinien (BGH) vom 50 September 1956 neu verbeschciden°

Auf Berufung der Beklagten hatte das Landessozialgericht

(LSG) Baden—Württemberg durch Urteil vom 150 Juli 1958 die

Entscheidung des Vordergerichts aufgehoben und die Klage

abgewiesen, weil die angefochtenen Verwaltungsakte der

Beklagten nicht rechtswidrig seieno Die hiergegen einge—

legte Revision des Ehemanns der Klägerin hatte das Bun—
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dessozialgericht durch Urteil vom 250 September 1962 als

unzulässig verworfen; während des Revisionsverfahrens hatte

sich die Beklagte (für die Dauer des Rechtsstreits) ver—

pflichtet? dem Ehemann der Klägerin ab 10 April 1959 mo—

natlich 300‚—— DM zu zahlen und im Falle ihres Obsiegens

auf deren Rückforderung zu verzichteng

Bereits am 29„ Juli 1958 hatte der Ehemann der Klägerin

erneut die Bewilligung der EG beantragt, weil Ziff° 16

Satz 3 der EGR dem Vorstand der Beklagten die Befugnis

eingeräumt hatte? in Härtefällen von dem in Ziff° 16 Satz 2

der DGB ausgesprochenen Verbot der Gewährung der EG bei

Verzicht auf die Kassenpraxis vor dem 1„ Januar 1956 eine

abweichende Entscheidung zu treffen° Die gleiche Regelung

war in Nr„ 31 der später an die Stelle der DGB getretenen

Beihilfeordnung der Beklagten vom 170 Dezember 1958 enthal-

ten„ Diese ist inzwischen durch das Gesetz über die Versor—

gungsanstalt für Ärzte9 Zahnärzte und Tierärzte vom 40 Juli

1961 (Gesetzblatt für Baden—Württemberg S„ 2079 299) abge—
löst worden°

Der Vorstand der Beklagten hat jenen Antrag mit Beschluß

vom 70 Januar 1959 mangels eines Härtefalles — der Ehemann

der Klägerin habe Grundbesitz‚ au3erdem habe er unterhalts—

fähige Kinder — abgelehnto

Die vom Ehemann der Klägerin hierauf erhobene — nach dessen

Tod von der Klägerin fortgeführte — Klage hat das SG Stuttgart

— nach Einverständnis der Beteiligten ohne mündliche Ver—

handlung — mit Urteil vom 90 Oktober 1963 abgewiesen, nach—

dem der von der Beklagten am 23° April 1963 erlassene Wider—
spruchsbescheid die Erstentscheidung vom 7° Januar 1959 auch

nach Prüfung gem„ Nr° 51 der Beihilfeordnung bestätigt hatteo

Das SG ist der Ansicht? daß die Beklagte den Antrag des Ehe—
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mannes der Klägerin im Ergebnis zutreffend abgelehnt
habe, weil die Gewährung einer EG nicht zu ihren gesetz—

lichen Aufgaben gehöre; im übrigen seien die angefoch—
tenen Entscheidungen nicht als rechtswidrig anzusehen„

Das SG hat die Klägerin dahin belehrt9 daß gegen sein

Urteil die Berufung nur zulässig sei9 wenn ein wesent—

licher Mangel des Verfahrens gerügt werde (@ 150 Nr° 2
des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)9 weil der Rechtsstreit

eine Rente für einen abgelaufenen Zeitraum betreffeo

Die von der Klägerin eingelegte Berufung hat das LSG
Baden—Württemberg durch Urteil vom 16„ Juli 1964 als un—
zulässig verworfeno Seine Entscheidung hat das Berufungs—

gericht im Wesentlichen wie folgt begründet;

Zwar sei das Rechtsmittel der Klägerin nicht gemäß 5 144

Abso 1 SGG ausgeschlossenc Der geltend gemachte Anspruch

komme jedoeh9 auch wenn er im Rahmen des HVM der Beklag—

ten geregelt worden sei9 seiner Zahlungsweise?
seinem

Inhalt und seiner Funktion nach einem Rentenanspruch

"im Sinne des Rechts der sozialen Sicherheit" gleich9

da er "der Existenzsicherung im Falle zeitweiser oder
dauernder Berufsunfähigkeit und Alter" dienen solleo

@ 146 SGG — derselbe Grundgedanke komme in @145 Nra 2

und in @ 148 Nro 2 SGG zum Ausdruck — sei daher in Er—
füllung einer bestehenden Gesetzeslücke entsprechend an—

zuwendeng In den Grenzen des Grundgedankens einer Vor—

schrift seien auch Ausnahmevorschriften wie die @@144 ff
SGG einer entsprechenden Anwendung fähig° Dies gelte um—
somehr9 als die für die Zulässigkeit der Berufung allge—

mein geltende Vorschrift des @ 143 SGG nach ihrem Wort—
laut die entsprechende Anwendung von Vorschriften über

den Ausschluß der Berufung keineswegs ausschließeo Ein

wesentlicher Mangel des Verfahrens liege? soweit die

Klägerin einen solchen überhaupt gerügt habe? nicht vor()
Das LSG hat die Revision zugelassen°
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Die Klägerin hat mit ihrer Revision im wesentlichen geltend

gemacht9 daß die Vorschriften über den Berufungsausschluß

im SGG lückenlos seien, so daß die entsprechende Anwendung

des @ 146 nicht möglich sei„ Sie habe deshalb mit einer

Beschränkung des Rechtsstreits auf eine Instanz nicht ge—

rechnet; unter diesen Umständen habe sie die Nichtzulassung

der Berufung als willkürlich empfunden und hätte sie in

eine Entscheidung ohne mündliche Verhandlung niemals einge—

willigt° Überdies sei das LSG an die Nichtzulassung der

Berufung durch das SG nicht gebunden gewesen, weil offen—

sichtlich ein Verstoß gegen @ 150 SGG vorliege„ Die Revi—

sion sei auch begründet, weil die Beklagte — in Beziehung

zur Sache Dr„ Durst — den Gleichheitsgrundsstz verletzt

habe„ ' ‘ '

Die Beklagte hält das angefochtene Urteil für zutreffende

Sie ist der Meinung? daß es sich bei der Sache Dro Durst

nicht um einen vergleichbaren Fall handle°

Die Klägerin hat beantragt?

die Entscheidungen der Vorinstanzen aufzuheben

und die Beklagte zur Gewährung einer EG bzw„ Bei—

hilfe von monatlich 500‚—— DM für die Zeit vom
1„ September 1956 bis 30„ April 1960 — unter

Anrechnung geleisteter Zahlungen — zu verpflichten‚

hilfsweise‚

das angefdchtene Urteil des LSG aufzuheben und

den Rechtsstreit an dieses zur erneuten Verhand—

lung und Entscheidung zurückzuverweisen°

Die Beklagte hat beantragt,6

die Revision zurückzuweisen„
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Ile

Die — durch Zulassung statthafte (@ 162 Abs, 1 “r, 1
SGG)

— Revision ist begründet, Der Auffassung des Beru—

fungsgerichts, daß vorliegendenfalls die Berufung aus—
geschlossen sei, kann nicht gefolgt werden,

Nach @143 SGGist gegen die Urteile der Sozialgerichte
das Rechtsmittel der Berufung gegeben, soweit in den fol—

genden Vorschriften nichts anderes bestimmt isto Dies

bedeutet, daß den bei den Gerichten der Sozialgerichts—

barkeit ihr Recht Suchenden grundsätzlich zwei Tatsa—

cheninstanzen zur Verfolgung ihrer Rechtsansprüche ein—

geräumt sind„ Die — als Ausnahme von dieser Regel — in

den 55 144 — 149 SGG enthaltenen Berufungsausschluß-
gründe sind einmal nach der Art der erhobenen Ansprüche

(z,B, Leistungen, Renten, Ersatzansprüche, Erstattungs—
ansprüche) bestimmt, Zum anderen sind sie teils nach

Sachgebieten (@@145 — 148 SGG), teils nach einer Wert—

grenze (@ 149 SGG) geordnet, Eine nur auf die Art der
erhobenen Ansprüche abgestellte Regelung enthält allein

5 144 SGGO‚

Wie das Berufungsgericht indessen zutreffend erkannt hat,

ist diese Vorschrift — wobei schon nach dem Wortlaut nur
5 144 Abs, 1 SGG in Frage käme — vorliegendenfalls des—
halb nicht anwendbar, weil die von der Klägerin begehrte

Leistung weder eine einmalige Leistung ist (@ 144 Abs, 1
Nr, 1 SGG) noch es sich um wiederkehrende, einen Zeit—

raum bis zu drei Monaten umschließende Leistungen han—

delt, Der Begriff der einmaligen Leistung beinhaltet

nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG

2, 135, 136 ff) ein Geschehen, das sich seiner Natur
nach in einem bestimmten verhältnismäßig kurzen Zeit—

raum abspielt und sich im wesentlichen in einer einzigen

...7-
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Gewährung erschöpft° Dies ist bei
der

vom
Ehemann der Klä—

gerin für einen Zeitraum von mehreren Jahren begehrten,

in monatlichen Abständen zu zahlenden EG nicht der Fall9

so daß es nicht darauf ankommen kann, daß infolge des Ab—

lebens des Ehemannes der Klägerin die Nachzahlung - bei Be—

gründetheit des geltend gemachten Anspruchs — in einer Sum—

me zu erfolgen hätteo Der erhobene Anspruch richtet sich so—

nach auf die Gewährung wiederkehrender Leistungen; der in

@ 144 Abs„ 1 Nro 2 SGG genannte Zeitraum ist indessen weit
überschritten„

@ 149 SGG ist in der vorliegenden Streitsache ebenfalls

nicht anwendbar, weil der mit der Klage erhobene Anspruch

seiner Art nach ein anderer ist als die in 5 149 SGG ge—

nannten Ansprüche°

Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts ist vorliegen—

denfalls der Grundgedanke des 5 146 SGG„ der auch in 5 145

Nr„ 2 und 148 Nr() 2 SGG zum Ausdruck kommt9 keiner — auch
keiner entsprechenden — Anwendung fähig°

In den @@145 — 148_SGG9 in denen die Berufungsausschluß—

gründe nach verschiedenen Sachgebieten9 über die die Ge—

richte der Sozialgerichtsbarkeit zu entscheiden haben, ge—

ordnet sind? sind die gesetzliche Krankenversicherung und

im besonderen das Kassenarztrecht nicht angesprochen; für

diese Gebiete gelten sonach allein 5 144 und — für das

Kassenarztrecht wohl nur in sehr eingeschränkter Weise —
5 149 SGG„ Der vom LSG geübten Anwendung des 5 146 SGG
(Ausschluß der Berufung in Angelegenheiten der Rentenver—

sicherungen9 soweit sie nur Rente für bereits abgelaufene

Zeiträume betrifft) steht entgegen, daß die @@144—149 SGG
nicht nur eine Durchbrechung des in 5 143 SGG enthaltenen

allgemeinen Grundsatzes der Möglichkeit der Rechtsverfol—

gung in zwei Tatsacheninstanzen darstellen, sondern daß
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darüber hinaus in den 55 145 — 148 SGG nur für vom Ge—

setz im einzelnen umschriebene Gruppen von Streitigkei—

ten die Berufung zum LSG nicht stattfindet° Bei einer

solchermaßen einengend gefaßten Ausnahmeregelung ist

es selbst nach der Meinung, die nicht von vornherein

die ausdehnende Auslegung von Ausnahmevorschriften ab—

lehnt7 nicht zulässig, jene Vorschriften auf Tatbestände

anzuwenden‚ die von ihnen ersichtlich nicht erfaßt werden

(zur Auslegung und entsprechenden Anwendung von Ausnahme—

Vorschriften siehe auch Larenz9 Methodenlehre der Rechts—

wissenschaft, 1960980 260—261 mit Nachweisen aus Recht—

sprechung und Schrifttum)o Überdies gebietet der Gedanke
der Rechtssicherheit‚ daß Verfahrensvorschriften, die den

Ausschluß von Rechtsmitteln zum
Inhalt haben, mit gebo—

tener Vorsicht auszulegen sind° Das Urteil des 12„ Senats

des BSGvom 270 September 1963 (vglo SozR see @146 Nr„ii)
steht dem nicht entgegen„ In dieser zu einer Streitsache

der Rentenversicherung der Arbeiter ergangenen Entschei—

dung ist letztlich der in 5 146 SGG enthaltene Begriff

"Rente" ausdehnend ausgelegt wordeno

Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts liegt nicht

etwa eine "Lücke im Gesetz" vor (zu diesem Begriff vgl°

Larenz aaO? S„ 279 ff; Enneccerus—Nipperdey9 Allgemeiner

Teil des Bürgerlichen Rechts, 10 Halbband, 150 Auflage,

1959? @ 58)0 Wie_sich aus 5 143 SGG‚ insbesondere dessen
Halbsatz 29 eindeutig ergibt? sind die Berufungsaus—

„
schlußgründe in den @@144—149 SGG abschließend und er—

schöpfend geregelt„ Das Gesetz kann somit insoweit durch

richterliche Rechtsanwendung nicht ergänzt werden° Es

geht deshalb nicht an? die sich allein auf das Gebiet der

gesetzlichen Rentenversicherungen beziehende Ausnahmevor—

schrift des 5 146 SGG entsprechend in der Weise anzuwen—

den‚ daß sie auch für andere vom Gesetzgeber in den Be—

_ 9 1
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rufungsausschlußvorschriften der 55 145—148 SGG nicht ge—
nannte Rechtsgebiete gelten sollo

Dem Berufungsgericht ist zwar
zuzustimmen‚ daß es wenig

Verständlich erscheinen kann, daß in Streitigkeiten der

gesetzlichen Rentenversicherungen (ebenso der gesetzlichen

Unfallversicherung und der Kriegsopferversorgung — 5 145

Nro 2, 5 148 Nro 2 SGG) wegen bestimmter? zeitlich abge—

schlossener wiederkehrender Leistungen @Renten"‚ "Ver—

sorgung") die Berufung kraft ausdrücklicher Vorschrift

ausgeschlossen ist? während dies in Fällen der vorliegen—

den Art, in denen die Interessenlage ähnlich ist9 nicht

der Fall ist„ Auf Grund eines derartigen rechtspolitischen

Mangels ist ein Gesetz aber nicht ”lückenhaft", sondern

— durch den Gesetzgeber — ergänzungsbedürftig (Larenz aaO‚

So 282)°

Das LSG hätte somit die Berufung nicht als unzulässig ver—
werfen dürfen„ Die Revision ist daher begründet° Der Senat

hat es als untunlioh erachtet9 in der Sache selbst zu ent—

scheiden° Bei dem HVM der Beklagten und den ihn ergänzen—

den Richtlinien über Altersunterstützungen von Kassenärzten

handelt es sich um Landesrecht, das nur im Rahmen des @ 162

Abso 2 SGG der Nachprüfung durch das Revisionsgericht un—
terliegt° Das Berufungsgericht hat — von seinem Rechtsstand-

punkt aus zutreffend — die Frage9 ob diese Bestimmungen

überhauptrechtswirksam sind, nicht geprüft„ Das SG hat die—

se Frage hingegen verneint„ Unter diesen Umständen sieht

der Senat es als zweckmäßig an, daß das LSG die erforder—

liche Entscheidung in der Sache triffto
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Daher war gemäß 5 170 Abs„ 2 Satz 2 SGG zu erkennen, wie

geschehen„

Die Entscheidung über die Kosten bleibt der Endentsehei—

dung vorbehalteno
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